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1980 -OS-- 10 A N FRA G E 

der Abgeordneten Dr. NEISSER 

und Genossen 

an den Bundesminister für Justiz 

betreffend .4ufklä!·ung der Vorfälle im "{'erein zur Förderung 

d~s Institutes für Krebsforschung" 

Die T/orfäZ le im "~rerein zur Fö!·del·ung· des Institutes für 

Krebsforsohung" sind seit langem Gegenstand kritischer 

Presseberichte. VerfoZgt man den Verlauf dieser bereits 

mehr aZs ein Jahr dauernden Diskussion~ ge~innt man den 

Eindruok~ daß alles das~ was als Verdaohtsmomente in den 

versohiedenen Meldungen erscheint~ einen hohen Grad an Wahr­

soheinlichkeit besitzt. Zu dieser Auffassung kommt man vor 

aZlem deshalb, weil trotz behaupteter sohwerwiegender Säumig­

keiten einzelner Ressortminister von diesen bis jetzt in 

de~ ~ffentZiohkeit keine KZarsteZlung erfolgte~ insbesondere. 

auoh keine Dementis. Die Unregelmäßigkeiten~ die in diesem 

Zusammenhang behauptet werden~ sind keineswegs BagatellfälZe~ 

sondern reichen offens·i,chtlich in bedenkliohe Nähe von 

strafrechtlich zu ahndenden Verhaltensweisen. Es ist daher 

höchste Zeit~ daß nunmehr von sich aus die betreffenden Ressort­

minister für die erforderliohe Klarste l lung sorgen und not­

wendige Untersuohungen und Erhebungen so rasoh als möglich 

durchgeführt und beendet werden . 
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Schon in der Anfrage Nr. 217/J (II-367 der BeiZogen zu den 

Stencgraphischen Protokcllen, XV.GP) wurde der B~ndB3mini8ter 

.fih~ Justiz hinsichtlieh etü1aiger stl·afger.:ehtlieh zu er­

{fl'fdfender' Ma13nahmen befl~a9't. In der Anfragebeantwortung 

(11-496 der Beilagen zu den Stenographischen ProtokolLen des 

NationaZ1'ates" Xl'. GP) teiZ-te er mit, daß die Staatsan'/,;)altsehaft 

Wie'l'i. beim Ur;;f;ersuc:hungsr1:chter des Landesgerichtes für 

Strafsaehen Wien die Durehführung von Vorerhebungen durch 

die BundespoZizeidirektion Wien-WirtschaftspoZizei be-

antragt hat, um zu klaren, ob gegen Dr. Peter Stern und 

Prof. Heinrich Wrba ein Strafverfahren wegen Verdachtes der 

Untreue naeh § 153 StGB einzuleiten sei; darüber liege ein 

absehZießendes Ergebnis jedoch nicht vor~ 

Seit dem Zeitpunkt dieser Beantwortung (18. Dezember 1979) 

sind durch eine Reihe von Pressemeldungen sehwerwiegende 

Behauptungen hervorgekommen" die die Praktiken des "Vereins 

zur F8rderung des Institutes für Krebsforaehung" überaus 

kritiseh beleuehten. So sind in der Ausgabe der Zeitung 

"Extrablatt" vom Mai 1980" Nu~mer 5" ziemZieh detailliert 

zwei VerLassensehafts.fälle (nämlich HoZaubek und Babinek) 

genannt 4 in denen mehreres aujklärungsbedürftig erseheint. 

Im Mitte Zpunkt dieser VOl'würfe steht vor aZ lem die Person 

des ReehtsdnwaZtes Dr. Peter Ste~n" der - 80 behauptet die 

genanwte Zeitung - nadh wie vor die dem Verein zugefa"ll.enen 

Verlassensdhaften betraut, sieh angemessene Honorare ge­

nehmigt und seine Arbeitsleistung aus der von ihm ver~az.teten 

Vereinskasse bezahle. Uberaus graviel'·end erseheinen den 

unterzeiehnet~n Abgeordneten aber auch jene Umstände, die 

naeh Meldung der gen~nnten Zeitung zur AussteZl.ung eines 

nel"venfaehärztZichenGutachtens über die geschiedene Frau 

von ReehtsanwaZt D'l'o Pe·tel" Stel?n führten. 

Gerade diese VorfäZZe müßten zweifellos AnZaß sein" daß 

auoh die RechtsanwaZtskammer mit ihren standesrechtZichen 

Mögl.1.:ehkeitendie Stichhäl.tigkeit derartiger BesehuZdigungen 

untersueht. 
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Es erscheint den unterzeichneten Abgeordneten merkwardig~ 

daß - sieht man von der lapidaren Antwort auf die oben 

zitieY',;e AnfJ."age ab - bisher seitens des Bundesministers 

fUr Justiz nichts unternommen wurde~ um mit Nachdruck 

auf die AUfklarung dieser gesamten AngeZegenheit hinzu­

wirken. 

Die unterzeichneten /ibgeordneten sehen es als ihre PfZicht an~ 

durch AusUbung ihres Interpellationsrechtes einen Beitrag 

zur Klarung jenir AngeZegenheit zu teisten~ in der immerhin 

ein renommierter RechtsanwaZt und ein Universitätsprofessor 

und InstitutsZeiter in einem nicht unerherbZichen Verdacht 

stehen und die Gefahr gegeben ist~ daß die Krebsforschung 

aberhaupt·in ein s~hiefes Licht gerat. 

Die unterfertigten Abgeordneten steZZen daher an den Bundes­

minister fUr Justiz foZgende 

A n fra g e : 

1) Wurde der Staatsanwaltschaft Wien ein abschließendes 

Ergebnis aber die Vorerhebung der Bundespolizeidirektion 

f'li en- vlirtschaftspo lizei Ubermi.tte Zt? 

2) Was hat die Staatsanwaltschaft Wien auf Grund dieses 

abschließenden Berichtes beantragt? 

3) WeZche Anhaätspunkte !ar den Verdacht der Untreue nach 

§ 153 StGB gegen Dr. Peter Stern und Prof. Heinrich 

Wrba haben die Vorerhebungen erbracht? 

4) Werden die Verfahren gegen diebeiden genannten Personen 

in einem gefUhrt oder gibt es mehrere Verfahren? 
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5) Inwieweit wird in den Zaufenden Verf~hren auch die Reaht­

maßigkeit der Weiterleitung der ErZese aus der Erbschaft 

nach Emilie HoZaubek an den "Verein zur F8rderung des 

Institutes für Krebsforschung" geprüft? 

6) WeZche· Schritte wurden seitens der RechtsanwaZtskammer 

gegen Dr. Peter Stern unternommen? 

7) Ist Ihnen der Stand ein.s alZfalZigen Disziplinarverfahrens 

gegen den Genannten bekannt? 

8) Bis wann wird dieses Verfahren voraussichtZich abgeschlossen 

sein? 
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